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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Ortsgemeinde Bechhofen plant auf 
einer unbebauten Fläche am nördlichen 
Siedlungsrand, an der Mühlstraße zwischen 
Bestandsbebauung und Friedhof, die Schaf-
fung von Baurecht für die Errichtung einer 
Seniorenresidenz mit vollstationärer Pflege 
/ Pflegeappartements und Servicewohnun-
gen.

Die Ortsgemeinde Bechhofen ist angesichts 
des demografischen Wandels - insbesonde-
re hinsichtlich der zunehmenden Überalte-
rung der Bevölkerung - bestrebt, geeignete 
Flächen für seniorengerechtes Wohnen 
nutzbar zu machen.

Die Seniorenresidenz, bestehend aus meh-
reren Baukörpern mit jeweils drei Vollge-
schossen, ist hierbei als Gesamtgebäude 
mit zwei Flügeln und einem Mittelteil vor-
gesehen. Geplant sind max. 105 Pflegebet-
ten, die ausschließlich in Ein-Bett-Apparte-
ments untergebracht werden, und max. 5 
Service-Wohnungen, sowie ein ergänzen-
des Angebot zur Kurzzeitpflege.

Die äußere Erschließung der Seniorenresi-
denz erfolgt über die Mühlstraße, die an die 
Hauptstraße anschließt. Für die interne Er-
schließung des U-förmigen Gebäudekom-
plexes der Seniorenresidenz ist eine Zufahrt 
unmittelbar nördlich des Kreuzungsbereiches 
„Mühlstraße“ / Straße „An der Schliefenan-
lage“ geplant. 

Die für die Seniorenresidenz erforderlichen 
Stellplätze für Mitarbeiter, Bewohner und 
Besucher werden vollständig auf dem 
Grundstück untergebracht.

Aktuell beurteilt sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit nach § 35 BauGB (Bauen im 
Außenbereich). Auf dieser Grundlage kann 
das Vorhaben nicht realisiert werden.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit der Pla-
nung bedarf es daher der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes. 

Die Ortsgemeinde Bechhofen hat somit 
nach § 1 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des  Bebauungsplanes 
„Seniorenresidenz Mühlstraße Bechhofen“ 
beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von ca. 8.450 m2. 

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Umfang und Detailie-
rungsgrad der Umweltprüfung sollen im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung defi-
niert werden. Der Entwurf des Umweltbe-
richtes wird erst nach Durchführung der 
frühzeitigen Beteiligung unter Einbeziehung 
der naturschutzfachlich relevanten Stel-
lungnahmen fertiggestellt. Der Umwelt
bericht wird im Rahmen der zweiten Beteili-

gungsstufe (gem. § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 
BauGB) vollständig vorgelegt. Der Umwelt
bericht ist gesonderter Bestandteil der Be-
gründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt. Mit der Erstel-
lung des Umweltberichtes ist das Büro Dr. 
Maas Gbr, Otto-Hahn-Hügel 49, 66740 
Saarlouis, beauftragt. 

Des Weiteren ist Teil der Bebauungsplan-
unterlagen noch ein siedlungswasserwirt-
schaftlicher Planungsbeitrag. Damit ist XX 
beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbandsge
meinde Zweibrücken-Land stellt für das Ge-
biet eine Fläche für die Landwirtschaft und 
eine Umgrenzung von Schwerpunktgebie-
ten zur Ausweisung von Flächen oder Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
dar. Der Bebauungsplan ist somit nicht gem. 
§ 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt. Der Flächennut-
zungsplan ist gem. § 8 Abs. 3 BauGB im 
Parallelverfahren teilzuändern.

Luftbild mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP 2024, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbeitet]; Bearbeitung: Kernplan
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereichs

Der Geltungsbereich befindet sich am nörd-
lichen Siedlungsrand der Ortsgemeinde 
Bechhofen, unmittelbar nördlich angren-
zend an die Straße „An der Schliefenanla-
ge“ sowie östlich angrenzend an die Mühl-
straße, die im südlichen Bereich selbst Teil 
des Geltungsbereiches ist.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden und Osten durch Grünflä-
chen mit Gehölzstrukturen sowie durch 
landwirtschaftlich genutzte Flächen,

•	 im Süden durch die Verkehrsfläche der 
Straße „An der Schliefenanlage“ sowie 

•	 im Westen durch die Verkehrsfläche der 
Mühlstraße mit angrenzender Waldflä-
che.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
landwirtschaftlich genutzte Fläche. 

Die nördliche und östliche Umgebung des 
Plangebietes ist durch landwirtschaftliche 
Flächen geprägt. Ca. 100 m nordöstlich des 
Plangebietes befindet sich ein Friedhof. Die 
direkte südliche Umgebung des Plan
gebietes ist durch Wohnbebauung in Form 
von überwiegend Einfamilienhausbebau-
ung geprägt. Im Westen trennt die Mühl-
straße das Plangebiet von einer Waldfläche. 
Entlang dieser verläuft, parallel zur Mühl-
straße, die Grenze zum Bundesland Saar-
land. 

Aufgrund der Ausstattung des Plangebietes 
u.a. in Bezug auf die fußläufige Anbindung 
ins Grüne und der Nähe zum Ortskern ist 
die Fläche für die vorgesehene Nutzung 
„Seniorenresidenz“ als „besondere“ Form 
des Wohnens in einer durch Wohnnutzung 
geprägten Nachbarschaft gut geeignet.

Der Vorhabenträger ist für die Fläche des 
Geltungsbereiches verfügungsberechtigt 
bzw. befindet sich diese im Eigentum der 
Ortsgemeinde. 

Aufgrund der Eigentumsverhältnisse ist von 
einer zügigen Realisierung der Planung aus-
zugehen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Norden nach Süden 
ab.

Die Topografie hat jedoch, mit Ausnahme 
von Geländemodellierungen und der Ent-
wässerung, keine Auswirkungen auf die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet liegt unmittelbar an der 
Mühlstraße und ist somit an das örtliche 
Verkehrsnetz angebunden. 

Das Plangebiet wird über die im Westen an-
grenzenden Mühlstraße an die Hauptstraße 
angeschlossen. Die überörtliche Verkehrs
anbindung erfolgt von der Hauptstraße an 
die L 223 (Eichelscheider Str.), die L 215 
(Homburger Str.) sowie die L 463. Über die 

Weiterführung der L 223 ist die A 6 in ca. 
4,5 km zu erreichen.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
die ca. 400 m südlich des Plangebiets gele-
gene Bushaltestelle „Schule/Kindergarten“ 
(Buslinie 232 und 2593 Richtung Zweibrü-
cken Hbf). 

Ver- und Entsorgung

Die neu zu bebauende Fläche ist aktuell 
nicht an das System der Ver- und Entsor-
gung angeschlossen. Die für die geplante 
Nutzung erforderliche Ver- und Entsor-
gungsinfrastruktur muss ausgebaut wer-
den. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen rechtzeitig vor der Bauaus-
führung mit den Ver- und Entsorgungsträ-
gern abgestimmt werden.

wird nach Vorlage siedlungswirtschaftlicher 
Beitrag ergänzt

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP 2024, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de 
[Daten bearbeitet]; Bearbeitung: Kernplan
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Berücksichtigung von Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB verlangen eine Prüfung des Bau-
landbedarfs, die kritische Würdigung sich 
aufdrängender Standortalternativen, sowie     
in Grundzügen alternative Formen der Bo-
dennutzung und Erschließung. Dadurch 
wird sichergestellt, dass der geplante Stand-
ort private und öffentliche Belange so ge-
ring wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht. 

Die zunehmende Überalterung der Bevölke-
rung, besonders die steigende Anzahl von 
Hochbetagten, erweist sich als Herausfor-
derung für den ländlichen Raum als 
Wohnstandort. Daher bieten Seniorenresi-
denzen, wie sie in der Ortsgemeinde Bech-
hofen vorgesehen ist, für Senioren das An-
gebot in ihrer gewohnten Umgebung alt zu 
werden. 

Die Römerhaus Bauträger GmbH hat bei 
ihrer internen Bedarfsplanung 140 Plätze 
ermittelt. Zusammen mit der Ortsgemeinde 
Bechhofen wurden verschiedene verfügbare 
Standorte geprüft, die auch die notwendige 
Größenordnung erfüllen. Neben dem jetzt 
zu überplanenden Standort wäre noch der 
Standort am Dorfgemeinschaftshaus in Fra-
ge gekommen, wobei nach Abwägung 
durch den Ortsgemeinderat dieser Standort 
öffentlichen Nutzungen vorbehalten blei-
ben soll. Des Weiteren kam noch eine Flä-
che südlich des Siedlungsköpers von Bech-
hofen in Frage. Das Gelände weist aller-
dings eine schwierige Topographie auf. Ins-
besondere die Ver- und Entsorgung inner-
halb des Plangebietes und der Schutz vor 
Hochwasser durch Starkregen wäre hier mit 
großen Herausforderungen verbunden ge-
wesen.

Es gibt ferner keine anderen naheliegenden 
Flächen die sich für eine entsprechende 
Nutzung anbieten würden. Weitere mögli-
che Standorte im Außenbereich, die nicht 
der Land- oder Forstwirtschaft zugehörig 
sind, sind aufgrund von naturschutzfachli-
chen Restriktionen ausgeschlossen oder ha-
ben keinen Siedlungszusammenhang. Dies 
führt dazu, dass nur landwirtschaftliche Flä-
chen als potenzielle Standorte in Frage 
kommen. Sollte diese Option nicht verfolgt 

werden, wäre die verfolgte Planung in der 
Ortsgemeinde nicht umsetzbar.

Standortalternativen, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP 2024, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.
rlp.de [Daten bearbeitet]; Bearbeitung: Kernplan
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Das Projekt

„Das Gesamtgebäude besteht aus einem 
U-förmigen Baukörper mit drei Vollgeschos-
sen (EG, 1.+2.OG) und flachgeneigten Sat-
teldächern bzw. begrünten Flachdächern. 
Richtung Norden fügt sich das EG in das 
etwas ansteigende Gelände ein, unterkellert 
ist das Gebäude nicht. Die Grundstückszu-
fahrt erfolgt über die Mühlstraße, von wo 
aus man den Haupteingang im Mittelteil er-
reicht und die An- und Abfuhr von Waren, 
Müll etc. für den Geschäftsbetrieb erfolgt.

Die Ausstattung mit PKW-Stellplätzen 
erfolgt großzügig entlang der Zufahrt. 
Während die Vorgaben der Stellplatz-Ver-
ordnung im Mittel 14 Stellplätze vorsieht, 
werden tatsächlich 36 Stellplätze umge-
setzt. Zwei PKW-Stellplätze davon stehen 
für behinderte Personen bereit. 

Bei der Fassadengestaltung werden groß-
flächig warme, natürliche Sandtonabstufun-
gen verwendet und Vor- oder Rücksprünge 
werden durch Farbakzente von der Fläche 
abgesetzt. Die Steildächer werden mit Ton-
Pfannenziegeln eingedeckt und die Flach-
dächer werden begrünt ausgeführt. Für 
die Innengestaltung der Senioren-Residenz 
werden warme, mediterrane Farben ange-
strebt. Rollstuhlgerechte und schön ange-
legte Gärten gemäß einem Außenanlagen-
Gestaltungsplan mit viel Grünflächen, 
Bäumen und Fußwegen, sowie Parkbänken 
und Parkleuchten werden die Gesamtanla-
ge abrunden. Die endgültige Farbenfestle-
gung wird in Absprache mit Gemeindever-
tretern von Bechhofen erfolgen.

Vorgesehen sind ca. 102 Pflegebetten, wel-
che ausschließlich in Ein-Bett-Appartements 
untergebracht werden. Diese verteilen sich 

gleichermaßen auf das 1. Obergeschoss (51 
Zimmer) und das zweite Obergeschoss (51 
Zimmer). Beide Geschosse sind mit einem 
Aufenthaltsraum mit Küchenzeile, einem 
Wohnzimmer, dem Schwesternzimmer, Ab-
stellräumen, Sauber- und Unreinräumen so-
wie einem Pflegebad ausgestattet.

Im Erdgeschoss befinden sich außerdem 
eine Cafeteria/Restaurant, verbunden mit 
einer Großküche, das Foyer, der Friseur, 
Büros sowie ein großzügiger Mehrzweck-
raum, der als Bewegungs- oder Andachts-
raum genutzt werden kann. Sozialräume 
und sonstige untergeordnete Räume, wie 
Lager- und Technikräume, sind dort eben-
falls vorhanden.

In allen Aufenthaltsbereichen wird eine 
flächendeckende Brandmeldeanlage ins-
talliert. Die Pflegeappartements erhalten 

Städtebauliches Konzept; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 18.09.2024; Bearbeitung: Kernplan
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Ansicht Süd; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 18.09.2024

Ansicht West; ohne Maßstab; Quelle: Römerhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 18.09.2024

außerdem einen Schwesternnotruf so-
wie einen Telefon- und Internetanschluss 
(WLAN). Generell wird das Bauvorhaben 
mit einem hohen Wohnkomfort speziell 
für die Bedürfnisse pflegebedürftiger Men-
schen konzipiert.

Im Erdgeschoss befinden sich außerdem 5 
Service-Wohnungen mit einer Fläche von je-
weils ca. 55m² bis 70m². Jede Wohnung be-
sitzt ein separates Schlafzimmer und einen 
Zugang vom Wohnraum auf die Terrasse.

Vermietet werden soll die gesamte Anlage 
für die Dauer von 20 Jahren mit weiteren 
Verlängerungs-Optionen an eine Betreiber-
firma, die langjährige Erfahrung in der Pfle-
ge hilfsbedürftiger Bewohnerinnen und Be-
wohner mitbringt. Die Firmen-Philosophie 
ist, eine ganzheitliche Pflege und Betreuung 
unter Berücksichtigung der Würde und der 
Selbstbestimmung der anvertrauten Perso-
nen zu erzielen. Die neue Einrichtung in 
Bechhofen soll allen Pflegebedürftigen mit 
unterschiedlichen Diagnosen und individu-
ellem Pflegebedarf offenstehen.

Ziel ist es dieses Seniorenwohn- und Pflege-
heim zu einer für Jedermann offenen und 
vielseitigen Begegnungsstätte werden zu 
lassen. Kaffeetrinken in der Cafeteria mit 
Angehörigen, Vernissagen ortsansässiger 
Künstler, kulturelle und vergnügliche Veran-
staltungen mit Einbindung örtlicher Vereine 
und vieles mehr sollen an der Tagesordnung 

sein.“ (Quelle: Vorhabenbeschreibung zur Errichtung 
einer Senioren-Residenz in Bechhofen, Mühlstraße; Rö-
merhaus Bauträger GmbH, Schifferstadt; Stand: 
15.10.2024)

Die Positionierung der Gebäude wurde da-
bei so vorgesehen, dass ein größtmöglicher 
Abstand zur bestehenden Wohnbebauung 
erzielt wird, der das einzuhaltende Maß er-
forderlicher Abstandsflächen um ein vielfa-
ches überschreitet.
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
Belange; geltendes Planungsrecht  

  

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan IV Westpfalz 
(inkl. der rechtsverbindlichen Teilfortschreibungen)

zentralörtliche Funktion ohne zentralörtliche Funktion 

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Der regionale Raumordnungsplan Westpfalz IV stellt die Plangebietsfläche als „Sons-
tige Freifläche“ dar.

•	 LEP IV: (G 50) „Die Versorgung mit ausreichendem und angemessenem Wohnraum 
für alle Teile der Bevölkerung soll insbesondere durch die Erhaltung und Umgestal-
tung der vorhandenen Bausubstanz und die Förderung neuer Bauformen gesichert 
werden.“ Das Planvorhaben trägt diesem Grundsatz durch die Schaffung von senio-
rengerechtem Wohnraum Rechnung. 

Landschaftsprogramm •	 Das Plangebiet liegt in einem gentechnikfreien Gebiet gem. § 19 LNatSchG. Dem-
nach ist in einem Streifen von 3.000 m Breite um Naturschutzgebiete, Nationalparks 
und Natura 2000-Gebieten die Freisetzung von gentechnisch veränderten Organis-
men und der Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen verboten. Gem. § 19 
LNatSchG gilt im Übrigen § 35 BNatSchG; Gebiet hiervon nicht betroffen

•	 Naturraum: Pfälzisch-Saarländisches Muschelkalkgebiet 
•	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Schutzgebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung sind von der Planung nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Regionalpark, Wasser-
schutz-, Überschwemmungsgebiete, Ge-
schützte Landschaftsbestandteile, Natur-
parks, Nationalparks, Biosphärenreservate

Schutzgebiete n. BNatSchG bzw. WHG/LWG sind von der Planung nicht betroffen

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

nicht betroffen

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: s. Umweltbericht
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Zweibrücken-Land stellt für das Gebiet 
eine Fläche für die Landwirtschaft und eine Umgrenzung von Schwerpunktgebieten zur 
Ausweisung von Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft dar.  

Der Bebauungsplan ist somit nicht gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. Der Flächennutzungsplan ist gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren teil-
zuändern.

Flächennutzungsplan (Ausschnitt) der Verbandsgemeinde Zweibrücken-Land (2006), Quelle: Verbandsgemein-
de Zweibrücken-Land; Bearbeitung Kernplan GmbH 

Entwurf Teiländerung des Flächennutzungsplanes, Quelle: Verbandsgemeinde Zweibrücken-Land; Bearbeitung 
Kernplan GmbH 

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Aktuell ist die Fläche nach den Vorgaben des § 35 
BauGB (Bauen im Außenbereich) zu beurteilen. Danach kann das Vorhaben nicht reali-
siert werden.
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Kriterium Beschreibung

Starkregen Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende 
Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Überflu-
tungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der 
Gefährdung durch Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer 
Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr 
Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteili-
gen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. Um der Herausforderung 
zunehmender Starkregenereignisse zu begegnen, bietet das Land Rheinland-Pfalz lan-
desweite Informationskarten an, die auf Basis von Berechnungen auf die Gefahren von 
Sturzfluten nach extremen Regenfällen hinweisen. Regionale Unterschiede von Nieder-
schlagsereignissen werden dabei betrachtet.

Bei den Sturzflutgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließgeschwindig-
keiten und -richtungen von oberflächlichem Wasser, das infolge von Starkregen abfließt, 
durch die Betrachtung verschiedener Szenarien mit unterschiedlichen Regenhöhen und 
-dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der einheitliche „Stark-Regen-lndex“ 
(SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregenereignisse“ (SRI 7) geht von 40 
- 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was in etwa der Wahrscheinlichkeit 
eines hundertjährlichen Hochwassers (HQ100) entspricht. Zusätzlich liefern die Szenarien 
„Extreme Starkregenereignisse“ weitere Einblicke.

Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberflächenabfluss 
auftritt. Dabei können sich in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und 
schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. Aus diesem Grund ist es wichtig, stets die 
örtlichen Oberflächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen zu berücksichtigen. 
Die Sturzflutgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/
servlet/is/10360/ einsehbar.

Da bislang kein örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept existiert, sind ak-
tuell keine weitergehenden Maßnahmen durch die Kommune geplant. Um der Selbstver-
pflichtung gem. § 5 Abs. 2 WHG gerecht zu werden, wird empfohlen, die Informations-
karten des Landes, sowie die tatsächlichen Abflussbahnen vor Ort zu überprüfen und die 
Gefährdung in der Detailplanung zu berücksichtigen.

Wassertiefen, SRI 7, 1 Stunde

Sturzflutgefahrenkarte Rheinland-Pfalz (Wassertiefen, SRI 7, 1 Stunde); Quelle: Landesamt für Um-
welt (LfU) Wasserportal.de / ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2024), dl-de/by-2-0, https://geoportal-
wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
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Kriterium Beschreibung

Fließgeschwindigkeit, SRI 7, 1 Stunde

Sturzflutgefahrenkarte Rheinland-Pfalz (Fließgeschwindigkeit, SRI 7, 1 Stunde); Quelle: Landesamt 
für Umwelt (LfU) Wasserportal.de / ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2024), dl-de/by-2-0, https://geo-
portal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 -14 
BauNVO

Sonstiges Sondergebiet, 
Zweckbestimmung „Senioren-
residenz“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 
Abs. 2 BauNVO

Der Bebauungsplan soll den Bau einer Se-
niorenresidenz ermöglichen. Als Art der 
baulichen Nutzung wird aus diesem Grund 
ein Sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Seniorenresidenz“ 
festgesetzt. Damit wird dem bestehenden 
Bedarf in der Ortsgemeinde Bechhofen 
nach einer solchen Einrichtung Rechnung 
getragen. 

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO sind als sonsti-
ge Sondergebiete solche Gebiete festzuset-

zen, die sich von den Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterschei-
den. Ein in diesem Sinne wesentlicher 
Unterschied liegt dann vor, wenn ein Fest-
setzungsgehalt gewollt ist, der sich keinem 
der in § 2 bis 10 BauNVO geregelten Grund-
typen zuordnen und sich deshalb sachge-
recht nicht mit einer auf sie gestützten Fest-
setzung erreichen lässt.

Die besondere Funktion und Bedeutung 
einer Seniorenresidenz rechtfertigt die Fest-
setzung als Sondergebiet und gewährleis-
tet, dass es hier nicht zu anderen Nutzun-
gen kommt.

Weitere Nutzungen sind an diesem Stand-
ort nicht vorgesehen, weshalb auch die 
Festsetzung einer Wohnbaufläche nach 
BauNVO ausscheidet.

Durch die exakte Festsetzung der Zahl der 
maximal zulässigen Betten und der maxi-
mal zulässigen Service-Wohnungen wird 

eine verträgliche Nutzung des Grundstücks 
gewährleistet. 

Die aktuelle Planung sieht ca. 102 Pflege-
betten vor. Da die Detailplanung aber erst 
nach der Bauleitplanung zum Abschluss ge-
bracht wird, wurde ein geringer Spielraum 
eingeräumt (max. 105 Betten).

Neben der vollstationären Pflege / Pflege-
appartements mit max. 105 Betten und den 
max. 5 Service-Wohnungen ist auch Kurz-
zeitpflege zulässig.

Zulässig sind alle für die Seniorenresidenz 
erforderlichen Nutzungen und funktional 
damit im Zusammenhang stehenden Ein-
richtungen. Einer ungeordneten städtebau-
lichen Entwicklung wird damit entgegenge-
wirkt.

Andere Nutzungen sind an diesem Standort 
nicht gewünscht.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
über die Höhe baulicher Anlagen durch 
Festsetzung der maximalen Gebäudeober-
kante (GOKmax) exakt geregelt und so auf 
eine absolute Maximale begrenzt. Die fest-
gesetzte Höhe sind aus dem städtebauli-
chen Konzept abgeleitet.

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlagen wird insgesamt das Ziel verfolgt, 
die Errichtung überdimensionierter Baukör-
per im Vergleich zur umgebenden Bebau-
ung weitgehend zu verhindern und eine an-
gemessene Integration ohne erhebliche Be-
einträchtigung des Orts- und Landschafts
bildes zu erreichen.

Durch die Höhenfestsetzungen wird einer 
überdimensionierten Höhenentwicklung 
vorgebeugt. Dadurch soll verhindert wer-
den, dass durch Nicht-Vollgeschosse (z.B. 
durch Staffelgeschosse) eine unverhältnis-
mäßige Ausnutzung erfolgt. Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Datengrundlage: Geobasisinformationen 

der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland -Pfalz - (Zustimmung vom 15. Oktober 2002); Bearbeitung: 
Kernplan

SO
Seniorenresidenz
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310,00 m ü NN
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Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhe ist der Festsetzung 
zu entnehmen.

Die Festsetzung, dass die zulässige Gebäu-
deoberkante durch untergeordnete Bauteile 
(technische Aufbauten, etc.) bis zu einer 
Höhe von max. 2,0 m überschritten werden 
darf, dient der Gewährleistung des ord-
nungsgemäßen Betriebes der baulichen An-
lage. Durch Photovoltaikmodule / Solarmo-
dule inkl. der zum Betrieb erforderlichen An-
lagen und Bauteile sind weitere Überschrei-
tungen zulässig.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gem. §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzep-
tion. Demnach ist eine GRZ von 0,6 festge-
setzt.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,6 über-
schreitet gemäß § 17 BauNVO geringfügig 
die Orientierungswerte für die bauliche 
Nutzung in Allgemeinen Wohngebieten und 
liegt unterhalb der Orientierungswerte für 
Sondergebiete. 

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO und bau-
lichen Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 
0,8 überschritten werden. 

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Die GRZ bezieht sich auf die als Sonderge-
biet berechnete Fläche. In Bezug auf das ge-
samte Grundstück mit festgesetzter Grün-
fläche ist die Inanspruchnahme somit gerin-
ger.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gem. 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse lei-
tet sich aus dem städtebaulichen Konzept 
ab. 

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann durch die Festset-
zung der Vollgeschosse insgesamt vermie-
den werden, dass es durch eine Ausnutzung 
der Geschossigkeit (Staffelgeschoss, Keller) 
zu einer unerwünschten Höhenentwicklung 
kommt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden.

Die Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise mit zulässigen Gebäudelängen über 
50 m orientiert sich am städtebaulichen 
Konzept, eröffnet ein hohes Maß an Flexibi-
lität bei der Bemessung von Baukörpern 
und ermöglicht eine zweckmäßige Nutzung 
des Baugebietes.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-

che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf.

Die Baugrenzen orientieren sich unter Be-
achtung geringfügiger Spielräume an der 
städtebaulichen Konzeption des geplanten 
Baukörpers.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebietes selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z.B. Fahrradabstellan-
lagen, Sitzgruppen, Müllsammelplätze). Die 
zur Versorgung und Entsorgung des Bauge-
bietes dienenden Anlagen sind gem. § 14 
Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können.

Damit ist eine zweckmäßige Bebauung des 
Grundstücks mit den erforderlichen Neben-
anlagen und Einrichtungen sichergestellt, 
ohne gesondert Baufenster ausweisen zu 
müssen.

Flächen für Stellplätze, Garagen 
und Carports

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Garagen und Carports dient der Ordnung 
des ruhenden Verkehrs durch ein ausrei-
chendes oberirdisches Stellplatzangebot in-
nerhalb des Plangebietes. Die für die ge-
plante Nutzung erforderlichen Stellplätze, 
Garagen und Carports werden ausschließ-
lich im Plangebiet bereitgestellt. Beein-
trächtigungen der bereits bestehenden Be-
bauung in der Nachbarschaft des 
Plangebietes werden hierdurch vermieden 
(Parksuchverkehr etc.).

Der Stellplatzschlüssel ist den örtlichen 
Bauvorschriften zu entnehmen. 

Ein Löschwassertank, Gastank und eine Tra-
fo-Station sind innerhalb der festgesetzten 
Fläche für Stellplätze, Garagen und Carports 
zulässig.

Fahrradstellplätze und Nebenanlagen (z. B. 
Geräteschuppen, etc.) sind außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
festgesetzten Fläche für Stellplätze mit 
ihren Einfahrten zulässig, also im gesamten 
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Sondergebiet. Diese werden bedarfsabhän-
gig realisiert.

Anschluss an Verkehrsflächen, 
hier: Ein- und Ausfahrtsbereich

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

An der im Plan durch Symbol gekennzeich-
neten Fläche im Bereich der Mühlstraße 
wird ein Ein- und Ausfahrtsbereich festge-
setzt. Ein- und Ausfahrten sind nur in dem 
dafür vorgesehenen Bereich zulässig. Aus-
genommen hiervon sind Zu- und Abfahrten 
für Rettungsfahrzeuge. 

Öffentliche Straßenverkehrsflä-
che 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die festgesetzte Straßenverkehrsfläche um-
fasst einen Teil der Mühlstraße im Ein- und 
Ausfahrtbereich der vorgesehenen Senio-
renresidenz. 

In nördliche Richtung wurde ein 1 m breiter 
Streifen festgesetzt, der aufgrund der der-
zeit beengten Verhältnisse im Straßenraum 
mittelfristig für eine mögliche Verbreiterung 
der Straßenverkehrsfläche herangezogen 
werden kann.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen. 
Nebenanlagen, wie z. B. Trafo-Station, sind 
somit im gesamten Sondergebiet zulässig.

Private Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Bereiche innerhalb des Geltungsbe
reiches, die nicht für die Errichtung der Se-
niorenresidenz benötigt werden, werden als 
private Grünflächen festgesetzt.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft; 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Vögel, Fleder-
mäuse) innerhalb des Plangebietes werden 
vorsorglich entsprechende artenschutz
rechtlich begründete Maßnahmen festge-
setzt.

Im Plangebiet sind Pkw-Stellplätze auf den 
privaten Grundstücken sowie deren Zufahr-
ten ebenso wie sonstige Wege und Zugän-
ge auf den Grundstücken flächensparend 
und wasserdurchlässig zu gestalten, was 
die Versickerung des Niederschlagswassers 
begünstigt. Da es sich um eine Seniorenre-
sidenz handelt, bei der Barrierefreiheit eine 
wichtige Rolle spielt, können Ausnahmen 
aus Gründen der Barrierefreiheit zugelassen 
werden.

Versiegelungen auf den Grundstücken sind 
auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken, übrige Flächen sind vegetativ 
und wasserdurchlässig zu gestalten, um 
weiterhin das Versickern von Niederschlä-
gen zu gewährleisten, hitzespeichernde Ver-
siegelungen zu reduzieren und den Natur-
haushalt zu stärken. Wasserdurchlässige 
Oberflächen dienen dem Abflachen von Ab-
wasserabflussspitzen bei Starkregenereig-
nissen, der Entlastung der Abwasserinfra-
struktur und dem Anstreben eines natürli-
chen Wasserhaushaltes. Die Speicherung 
der Sonneneinstrahlung durch großflächig 
versiegelte Flächen (z.B. sogenannte „Stein-
gärten“) während heißer Sommermonate 
beeinträchtigt das Lokalklima und soll 
durch entsprechende Begrünung vermieden 
werden. Begrünte Freiflächen wirken sich 
zudem positiv auf die Artenvielfalt und den 
Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen 
aus. Eine Vollversiegelung ist daher unzu-
lässig.

Das Schutzgut Wasser wird im Rahmen der 
Festsetzungen berücksichtigt, insbesondere 
um die negativen Folgen der städtebauli-
chen Entwicklung auf den Wasserhaushalt 
zu mindern (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB). 
Hierzu zählt insbesondere, den Direktab-
fluss von Niederschlägen zu nivellieren und 
die Grundwasserneubildung sowie die Ver-
dunstung infolge von Versiegelungen so 
weit wie möglich zu fördern. Nach dem Re-
gelwerk DWAM102-4 zur Bewirtschaftung 
und Behandlung von Regenwasserabflüs-
sen gilt es, insbesondere Niederschlags-

mengen so zu bewirtschaften, dass der ört-
liche Wasserhaushalt erhalten bleiben soll. 
Zur Wahrung eines natürlichen Wasserhaus-
halts wird daher die Herstellung „blau-grü-
ner“ Infrastruktur angestrebt und Maßnah-
men zur Verdunstung, Versickerung und 
Verzögerung von Niederschlagsabflüssen 
getroffen (Begrünung, Begrenzung der Ver-
siegelung, Entwässerung).

Auch das Schutzgut Boden wird durch ent-
sprechende Festsetzung berücksichtigt und 
geschützt.

Nutzung erneuerbare Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB 

Im Sinne der Nachhaltigkeit wird festge-
setzt, dass bei der Errichtung von Gebäuden 
bauliche Maßnahmen für den Einsatz 
erneuerbarer Energien vorzusehen sind (ins-
besondere für Solarenergie).

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Aufgrund der Lage des Plangebietes in der 
direkten Nachbarschaft zur freien Land-
schaft und zu bereits bestehender Bebau-
ung ist die hochwertige und qualitätsvolle 
Ausgestaltung der Freiräume von besonde-
rer Bedeutung. 

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Stadt- und Landschaftsbild erzielt. Die 
Festsetzung der Eingrünung der Stellplatz-
flächen trägt darüber hinaus zur Steigerung 
der Aufenthaltsqualität bei. Auf weiterge-
hende Festsetzungen wird verzichtet, da so 
noch Flexibilität bei der gärtnerischen Anla-
ge verbleibt.

Die Pflanzliste beschränkt sich auf weitge-
hend hitzeresistente Arten, deren Blühver-
halten für Allergiker geeignet ist und die 
einen ökologischen Mehrwert als Nah-
rungs- und Lebensraum für Insekten und 
Vögel bieten. Ungeeignete oder invasive Ar-
ten wurden nicht in die Liste aufgenommen. 
Streuobstbäume leisten einen erheblichen 
Beitrag zur Artenvielfalt.

Die Begrünung von Flachdächern und flach 
geneigten Dächern birgt lokalklimatische 
Vorteile durch das verminderte Aufheizen 
der Oberflächenmaterialien und vegetative 
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Verdunstungskühle, was insbesondere die 
Umgebungstemperatur in sogenannten Tro-
pennächten und somit die Hitzebelastung 
senkt. Ferner hält ein begrüntes Dach 
Niederschlagswasser zurück, wodurch Nie-
derschlagswasserabflussspitzen bei Starkre-
genereignissen abgeflacht und somit die 
Abwasserinfrastruktur entlastet werden 
kann.

Externe Kompensationsmaß-
nahme

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

wird im weiteren Verfahren ergänzt 

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(Gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBauO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 SWG)

wird nach Vorlage siedlungswasserwirt-
schaftlicher Beitrag ergänzt 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 der rheinland- 
pfälzischen Landesbauordnung (LBauO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 

Die getroffenen Festsetzungen wurden zur 
Gewährleistung einer einheitlichen und ty-
pischen Gestaltung des Ortsbildes definiert 
und vermeiden gestalterische Negativwir-
kungen auf das Landschaftsbild.

•	 Die getroffenen Einschränkungen zu 
Dachform und Fassadengestaltung sol-
len Auswüchse (z.B. glänzende / reflek-
tierende Materialien) verhindern.

•	 Der Stellplatzschlüssel dient der Ord-
nung des ruhenden Verkehrs durch ein 
ausreichendes oberirdisches Stellplatz-
angebot innerhalb des Plangebietes. 
Die für die geplante Nutzung erforderli-
chen Stellplätze werden ausschließlich 
im Plangebiet bereitgestellt. Zudem 
werden Beeinträchtigungen der bereits 

bestehenden Bebauung in der Nachbar-
schaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.). 

•	 Die Festsetzung zur Zulässigkeit von 
Einfriedungen bis zu einer Höhe von 
2,00 m dient insbesondere dem Schutz 
der Bewohner. 

•	 Durch die Einhausung bzw. das sichtge-
schützte Aufstellen von Abfallbehältern 
sollen nachteilige Auswirkungen auf 
das Ortsbild und die Umgebungsnutzung 
vermieden werden.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Lebensbedingungen vor-
findet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 

Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
das Sondergebiet hinsichtlich Art und Maß 
der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie 
der überbaubaren Grundstücksfläche weit-
gehend die Umgebung berücksichtigt, auch 
wenn es sich um einen Baukörper handelt, 
der sich so nicht aus der direkten Umge-
bung ableiten lässt. Bei der vorgesehenen 
Nutzung „Seniorenresidenz“ handelt es 
sich um eine besondere Form des Wohnens, 
die selbst einen geringen Störgrad aufweist. 
Zusätzlich schließen die im Bebauungsplan 
getroffenen Festsetzungen innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich oder im direkten Umfeld 
zu Störungen und damit zu Beeinträchti-
gungen führen können. 

Über die bauordnungsrechtlichen Abstands-
flächen wird eine ausreichende Belichtung 
und Belüftung der Grundstücke gewährleis-
tet. Der Abstand zur angrenzenden Bebau-
ung wurde bewusst vergrößert.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. Mit dem demografi-
schen Wandel wird zudem auch die Nach-
frage nach Einrichtungen für Senioren wei-
ter steigen.

Das Angebot sollte daher vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan 
kommt dieser Forderung nach. 

Mit dem vorliegenden Vorhaben werden die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Errichtung einer Seniorenresidenz in 
Bechhofen geschaffen. Hierdurch wird der 
bestehenden Nachfrage nach altersgerech-
ten Wohnformen Rechnung getragen.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbilds

Bei der Fläche handelt es sich um eine land-
wirtschaftlich genutzte Fläche am 
Siedlungsrand der Ortsgemeinde Bech-
hofen. Mit der geplanten Bebauung wird 
der Siedlungskörper sinnvoll arrondiert. Ein 
darüber hinausgehender Eingriff in die freie 
Landschaft findet nicht statt. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht. Die vor-
gesehene Seniorenresidenz weist max. drei 
Vollgeschosse auf. Von der Anordnung und 
Gestaltung des geplanten Baukörpers geht 
in Verbindung mit den topografischen Ge-
gebenheiten und der bestehenden angren-
zenden Grünstrukturen, die erhalten blei-
ben können, sowie der vergrößerten Ab-
standsfläche keine erheblich dominierende 
Wirkung auf die angrenzende Bebauung 
der Mühlstraße, Uhlandstraße, Lindenstraße 
und die freie Landschaft aus.

Aufgrund der Lage und der Topografie ist 
die Seniorenresidenz von der freien Land-
schaft nur begrenzt einsehbar. Die Festset-
zung der überbaubaren Grundstücksflächen 
garantiert darüber hinaus ausreichend 
Freiflächen auf den Grundstücken.

Zudem tragen auch die Begrünungen im 
Plangebiet (u. a. Begrünung der oberirdi-
schen Stellplätze und nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche) dazu bei, dass keine ne-
gativen Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild entstehen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Vom Vorhaben sind keine Schutzgebiete 
nach §§ 23 bis 34 BNatSchG betroffen, 
auch keine Wasserschutzgebiete. 

FFH-Lebensraumtypen sind ebenfalls nicht 
betroffen.

Es werden Flächen beansprucht, die unter 
ökologischen Gesichtspunkten eher gering-
wertig einzuordnen sind. Seltene oder ge-
schützte Arten und Lebensräume sind nicht 
betroffen. Artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände können mit hinreichender Sicher-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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heit ausgeschlossen werden. Von allen be-
troffenen Biotoptypen bleiben in der Umge-
bung des Eingriffsraumes ausreichend Aus-
weichflächen für die Fauna vorhanden.

wird im weiteren Verfahren ergänzt

Es wurden Festsetzungen für die Bewirt-
schaftung des Niederschlagswassers getrof-
fen, um den Auswirkungen der städtebauli-
chen Entwicklung auf den Wasserhaushalt 
Rechnung zu tragen. Durch die Verwirkli-
chung der vorgesehenen Maßnahmen wird 
auf Bebauungsplanebene unter Berücksich-
tigung der Realisierbarkeit gefördert, dass 
der örtliche Wasserhaushalt bilanziell dem 
unbebauten Referenzzustand im langjähri-
gen Mittel soweit wie möglich angenähert 
werden kann. 

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden 

In der Ortsgemeinde Bechhofen besteht an-
gesichts des demografischen Wandels - ins-
besondere hinsichtlich der zunehmenden 
Überalterung der Bevölkerung - eine Nach-
frage nach seniorengerechtem Wohnen. Mit 
der Schaffung der planungsrechtlichen Zu-
lässigkeit zur Errichtung einer Seniorenresi-
denz wird der aus dem demografischen 
Wandel resultierenden Nachfrage an senio-
rengerechtem Wohnraumangebot Rech-
nung getragen.

Im Innenbereich liegende Flächenreserven 
wie die Fläche am Dorfgemeinschaftshaus 
sind nicht mobilisierbar.

Weitere Flächenpotenziale im Außenbereich 
ohne land- oder forstwirtschaftliche Nut-
zung dürfen aus naturschutzfachlichen 
Gründen nicht angetastet werden oder ha-
ben keinen Siedlungszusammenhang bzw. 
befinden sich im Fremdeigentum. Daher 
verbleibt lediglich das Ausweichen auf land-
wirtschaftliche Standorte. Andernfalls ist die 
geplante Nutzung nicht in der Kommune 
realisierbar. 

Die Begrenzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie Durchgrünungs-
maßnahmen erhalten die Bodenfunktionen 
insofern, als dass keine dauerhafte Schädi-
gung des Bodens zu erwarten ist bzw. diese 
minimiert wird.

Hinweise stellen gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB 
und § 7 BBodSchG sicher, dass bei der Er-
schließung auf einen sparsamen, schonen-
den und fachgerechten Umgang mit Boden 
zu achten ist, Bodenarbeiten nach den 
einschlägigen Vorschriften der DIN 18 915 

durchzuführen und vorhandene Oberböden 
zu verwerten sind. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzun-
gen wird es zu einem Anstieg des Verkehrs-
aufkommens kommen, das in erster Linie 
durch die Bewohner der Seniorenresidenz 
sowie durch Besucher und Beschäftigte her-
vorgerufen wird. Der ruhende Verkehr wird 
innerhalb des Plangebietes auf oberirdi-
schen Stellplatzflächen geordnet. Dies trägt 
dazu bei, dass ruhender Verkehr und 
Parksuchverkehr in der Umgebung vermie-
den werden. Dabei werden mehr Stellplätze 
zur Verfügung gestellt als nach Richtlinie 
üblich.

Die Mühlstraße ist, unter Berücksichtigung 
des geplanten Zufahrtsbereichs, ausrei-
chend dimensioniert, um den durch das 
Planvorhaben zusätzlich entstehenden Ver-
kehr aufzunehmen. Demnach werden die 
Belange des motorisierten Verkehrs über 
den Status quo hinaus nicht signifikant be-
einträchtigt. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes vorhanden. 
Unter Beachtung der Kapazitäten und der 
getroffenen Festsetzungen zur Entwässe-
rung ist die Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur ordnungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden

Den umliegenden Anliegern darf kein zu-
sätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Hierfür sind bei der 
Oberflächenplanung vorsorglich entspre-
chende Maßnahmen vorzusehen. Besonde-
rer Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurch-
führung und bis hin zur endgültigen Begrü-
nung und Grundstücksgestaltung durch die 
Grundstückseigentümer zu bedenken.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-

chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden.

Die geplante Nutzung bringt zwar einen ge-
wissen Grad an Überbauung mit sich, aller-
dings kann angesichts der zu erwartenden 
privaten Freiflächengestaltung von einem 
geringeren Versiegelungsgrad ausgegangen 
werden. Abgesehen von potenziell eintre-
tenden sehr geringfügigen mikroklimati-
schen Veränderungen, können erhebliche 
negative Auswirkungen insgesamt ausge-
schlossen werden. 

Darüber hinaus ist die Nutzung von Solar-
energie auf Dachflächen zulässig. 

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Durch die Planung werden landwirtschaft-
lich genutzte Flächen in Anspruch genom-
men. 

Aufgrund der überschaubaren betroffenen 
Flächengröße, sowie der Tatsache, dass dem 
Gebiet aus landesplanerischer Sicht keine 
besondere Bedeutung für die Landwirt-
schaft zugewiesen wird (kein Vorranggebiet 
Landwirtschaft), ist eine Inanspruchnahme 
der betroffenen Grünlandfläche vertretbar. 

Forstwirtschaftliche Belange werden durch 
die Planung nicht berührt.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für den 
Vorhabenträger keine negativen Folgen. 
Wie die vorangehenden Ausführungen be-
legen, werden die Nutzbarkeit und auch der 
Wert des Grundstücks, auch der Grundstü-
cke im Umfeld, nicht in einer Art und Weise 
eingeschränkt, die dem Einzelnen unzumut-
bar ist. Vielmehr wird Planungsrecht zuge-
standen.

Es sind keine signifikant nachteiligen Aus-
wirkungen auf die angrenzende Nachbar-
schaft zu erwarten. Zum einen ist die fest-
gesetzte Nutzungsart verträglich zur 
Umgebungsnutzung.

Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das Einfügen in 
den Bestand weitgehend zu sichern (vgl. vo-
rangegangene Ausführungen).

Zudem kann der gestiegenen Nachfrage 
nach Senioreneinrichtungen Rechnung ge-
tragen werden.
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Die Belange der angrenzenden Nachbar-
schaft werden somit durch das Bauvorha-
ben nicht beeinträchtigt. Die bauplanungs- 
und bauordnungsrechtlichen Vorgaben 
werden eingehalten. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Argumente für die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

•	 sinnvolle Arrondierung des Bestandes

•	 mit der Schaffung der planungsrecht
lichen Zulässigkeit zur Errichtung einer 
Seniorenresidenz wird die aus dem de-
mografischen Wandel resultierende 
Nachfrage an seniorengerechtem 
Wohnraumangebot Rechnung getragen

•	 Schaffung neuer Beschäftigungsmög-
lichkeiten

•	 aufgrund der Eigentumsverhältnisse zü-
gige Realisierung

•	 keine erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange; bei Beachtung der festgesetz-
ten Maßnahmen 

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas und des Hochwas-
serschutzes 

•	 keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild; Störungen 
und Beeinträchtigungen der Planung 
auf die Umgebungsnutzung können 
ausgeschlossen werden (maximaler Ab-
stand zwischen Neubebauung und be-
stehender Bebauung); ebenso verhält 
es sich andersrum 

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs 

•	 keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verab-
schiedung des Bebauungsplanes

Es sind zum jetzigen Zeitpunkt keine Argu-
mente bekannt, die bei Einhaltung der fest-
gesetzten Maßnahmen und Realisierung 
der Kompensationsmaßnahmen gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplanes spre-
chen.

Gewichtung und  
Abwägungsfazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes wurden die relevan-
ten Belange umfassend gegeneinander ab-
gewogen. Die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wohnraum, insbesondere Einrichtungen 
für Senioren hinsichtlich der zunehmenden 
Überalterung der Bevölkerung, ist von zent-
raler Bedeutung. Es gibt keine negativen 
Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild (wurden durch Festsetzun-
gen minimiert), gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse, umweltschützende Be-
lange, den Verkehr und die Ver- und Entsor-
gung, den Hochwasserschutz und die Hoch-
wasservorsorge, das Klima oder die Land- 
und Forstwirtschaft. Trotz der Beeinträchti-
gung der Belange von Grund und Boden 
überwiegt das städtebauliche Interesse, der 
Nachfrage nach Senioreneinrichtungen 
Rechnung zu tragen. Insgesamt kommt die 
Abwägung zu dem Ergebnis, dass eine Um-
setzung der Planung möglich ist.


